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Der Beitrag liefert eine grundlegende kritisch-wirtschaftsgeographische Einführung in das Instrument der Sonderwirt-
schaftszonen. Er identifiziert Sonderwirtschaftszonen als Katalysatoren einer fragmentierenden Entwicklung in der gegen-
wärtigen glokal-neoliberalisierten Weltwirtschaft. Sonderwirtschaftszonen haben dabei eine politökonomische Vorreiter-
Funktion sozialräumlicher Fragmentierung, dies allerdings nicht mehr nur im Globalen Süden, sondern auch im Globalen 
Norden, was am Beispiel von Polen und anderen mittelosteuropäischen Ländern demonstriert wird. Der Beitrag legt einen 
besonderen Fokus auf die Arbeitsbedingungen in Sonderwirtschaftszonen und liefert zahlreiche Veranschaulichungen aus 
Interviewmaterialien. Der Grund für diese Darstellungsform ist nicht allein die empirische Illustration. Vielmehr geht es 
grundsätzlich um eine auch bildungspolitische Perspektive auf kritische politische Ökonomie, die an das tagtägliche Han-
deln der Alltagssubjekte anknüpft. 
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Special economic zones in a global and European political economy: catalysts of fragmented development

The article provides a fundamental, critical economic-geographical introduction to the instrument of special economic 
zones. It identifies them as catalysts of a fragmented development in the current glocal-neoliberalized world economy. Special 
Economic Zones play a pioneering role in socio-spatial fragmentation, not only in the Global South but also in the Global 
North, as demonstrated by the example of Poland and other Central Eastern European countries. The article places a special 
focus on working conditions in special economic zones and provides numerous illustrations from interview material. The 
reason for this form of presentation is not only the empirical illustration. Rather, it is fundamentally concerned with an 
educational perspective on critical political economy that ties in with the daily actions of everyday subjects. 
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Fachwissenschaft

	 Einleitung

Sonderwirtschaftszonen sind seit Jahrzehnten ein 
Kernstück der globalen, besser glokalen Weltwirt-
schaftsordnung. Sie gelten in Nord und Süd als be-
vorzugtes entwicklungspolitisches Instrument zur 
Generierung von „Entwicklung“ bzw. „Wachstum“, 
während zugleich die Kritik an ihnen nicht abreißt. 
Sie sind in manchen Schulbüchern und Unterrichts-
materialien erwähnt (vgl. Koch 2014), in der wissen-
schaftlichen geographischen Diskussion aber domi-
nieren Fallstudien. Es fehlt bislang eine umfassende, 
kritisch-wirtschaftsgeographische Problematisierung. 

Vor diesem Hintergrund hat der Beitrag eine dreifa-
che Zielsetzung: 

Er will erstens das Konzept Sonderwirtschaftszo-
nen vorstellen und über den (konträren) Stand sei-
ner sozial- und wirtschaftswissenschaftlichen Debatte 
informieren. Hier stehen sich, zugespitzt, das befür-
wortende ordnungspolitisch-angebotstheoretische 
(neoliberale) Paradigma und das kapitalismuskriti-
sche Theorem ungleicher Entwicklung gegenüber.1 

1   Der Beitrag knüpft hier an die seit einiger Zeit in der Zeit-
schrift geführte Debatte zur Neoliberalisierung wirtschaftspoliti-
scher Denkweisen an (Lehner & Gryl 2019; Stieger & Jekel 2019).
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Während die eigene Analyse und Darstellung dann 
im Weiteren dem letztgenannten Paradigma unglei-
cher Entwicklung folgt, wird im Laufe des Artikels 
herausgearbeitet, in welcher Weise der entwicklungs-
politische Mainstream eine soziale und ökologische 
Zukunft durch Sonderwirtschaftszonen anzuvisieren 
behauptet, während im beständig verlängerten Hier 
und Jetzt die Untergrabung sozialökologischer Stan-
dards anhält. 

Das zweite Ziel des Beitrages ist es, anhand des 
wirtschafts- und entwicklungspolitischen Inst-
ruments „Sonderwirtschaftszonen“ gegenwärtige 
strukturelle Dynamiken der globalen und europäi-
schen politischen Ökonomie herauszuarbeiten. Son-
derwirtschaftszonen verweisen exemplarisch auf die 
hier wirkenden Strukturzusammenhänge. Sie sind 
zentraler Bestandteil der global neoliberalisierten 
Weltwirtschaft, haben eine strategische Funktion zur 
(weiteren) Deregulierung und sind dabei zugleich 
Katalysatoren einer fragmentierenden Entwicklung 
(Scholz 2004). Das gilt namentlich auch für Son-
derwirtschaftszonen in Europa, auf die im zweiten 
Teil dieses Artikels besonderes Augenmerk gelegt 
wird. Hier werde ich argumentieren, dass Sonder-
wirtschaftszonen Ausdruck eines spezifischen Modus 
gegenwärtiger Europäisierung aufzufassen sind, den 
wir im Anschluss an die kritische Wirtschaftsgeogra-
phie als ökonomische Integration durch sozialräum-
liche Fragmentierung bezeichnen müssen (Agnew 
2001; Brenner 2004; Hürtgen 2019a). 

Die dritte Zielsetzung schließlich macht sich an 
der Art der Aufbereitung des Gegenstandes fest. 
Der erste Teil (Kap. 1-2) ist als umfassende Lite-
raturstudie angelegt, während vor allem im zwei-
ten Teil (Kap. 3) veranschaulichende Darlegun-
gen entlang von Interviewmaterial erfolgen.2 Das 
explizite Ziel dieser konkretisierend-plastischen 
Darstellungsweise ist es, glokale politische Ökono-
mie als gesellschaftliche Angelegenheit sichtbar zu 
machen, das heißt, als Gegenstand einer nicht nur 
wissenschaftlichen, sondern nicht zuletzt auch bil-
dungspolitischen Auseinandersetzung darüber, was 
Fortschritt, Entwicklung und ein (gutes) Leben der 
Vielen bedeutet. 

2  Ein großer Teil der Interviewaussagen stammt dabei aus an 
der Universität Salzburg und mit finanzieller Unterstützung der 
Stiftungs-  und Förderungsgesellschaft der Universität Salzburg 
durchgeführten Forschung zu Sonderwirtschaftszonen in Europa 
und aus einem in diesem Zusammenhang durchgeführten For-
schungsaufenthalt in der Region Waldenburg in Polen im De-
zember 2017. Ich danke Maximilian Hofmann und Marta Rivas 
für die gute Zusammenarbeit im Arbeitskreis Sonderwirtschafts-
zonen, gründliche Literaturrecherche und Frau Rivas für die ab-
schließenden Korrekturarbeiten. 

1	 Sonderwirtschaftszonen und glokale 
politische Ökonomie 

1.1	 Annäherungen an ein prominentes entwick-
lungspolitisches Instrument

Sonderwirtschaftszonen sind räumlich mehr oder we-
niger stark abgegrenzte Areale, in denen im Vergleich 
zu den sonstigen nationalen Regularien „besondere“, 
aus unternehmerischer Sicht günstigere, Investitions-
bedingungen bereitgestellt werden. Diese Sonder-
bedingungen sollen als „Anreize“ für Investitionen 
fungieren. Die Grundargumentation lautet, dass vor 
allem große Auslandsfirmen neueste Technologie und 
Kapital ins Land bringen, Arbeitsplätze und Kauf-
kraft schaffen, Zugang zu Auslandsmärkten ermög-
lichen, Aufträge an heimische Firmen vergeben und 
so über spillover-Effekte und Verclusterung regionale 
und nationale Entwicklung generieren. Insbesondere 
würde die Einbindung in kapitalstarke (ausländische) 
Unternehmen eine „Höherentwicklung“ der lokalen 
Produktionskapazitäten in Richtung qualifizierter, di-
versifizierter und wissensintensiver Anteile bedeuten 
(das sog. Upgrading). Entlang dieses Szenarios gelten 
Sonderwirtschaftszonen als prominentes wirtschafts-
politisches Instrument, um „Unterentwicklung“3 zu 
überwinden (Collier 2007; Akinci & Crittle 2008).

Typische „Anreizfaktoren“ für Investoren sind be-
sonders niedrige Unternehmenssteuern und Abgaben, 
umfassende steuerliche Abschreibungsmöglichkeiten, 
besonders günstige Preise für Grund und Boden, Auf-
bau von für den Investor notwendige Infrastruktur 
(Transportwege, Energieversorgung etc.), die öffent-
liche Subvention von Lohn- und Arbeitskosten und 
sozial- und gewerkschaftspolitische Bestimmungen 
die im Vergleich zu den nationalen Regulierungen aus 
Investorensicht günstiger sind (Wrobel 2008). Hinzu 
kommt das sog. one stop shop-Prinzip, also eine umfas-
sende staatlich-administrative Förderung und Unter-
stützung von Investitionsvorhaben durch Bündelung, 
Vereinfachung und Beschleunigung sämtlicher ad-
ministrativer Genehmigungsverfahren sowie das sog. 
after-caring, d. h. die fortgeführte „Betreuung“, Bera-
tung und Unterstützung des Investors (Raines 2003).

Sonderwirtschaftszonen sind keine einheitlichen 
Gebilde; ihre räumlich-administrative Ausgestaltung 
und ihre Erscheinungsformen variieren erheblich. In 
einem weiten Sinne des Begriffs gehören z. B. Frei-

3  Das Begriffspaar „Entwicklung / Unterentwicklung“ ist wegen 
seiner dichotomen Gegenüberstellung vermeintlich überlegener 
westlicher Zivilisationen hier und defizitärer Ökonomien dort 
grundlegend kritisiert worden (Frank 1980; s. a. Korf & Rothfuß 
2016). Dennoch argumentieren viele Sonderwirtschaftszonen-Be-
fürworter/innen auch gegenwärtig völlig ungebrochen mit diesem 
Begriffsapparat. 
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handelszonen, free ports, Zolllager und auch einzel-
ne Firmenareale mit Zonenstatus dazu. Kerkow und 
Martens (2010: 6) weisen zudem darauf hin, dass 
letztlich auch Steueroasen und Schattenfinanzzen-
tren als Sonderwirtschaftszonen angesehen werden 
können, insofern sie besondere Finanzdienstleistun-
gen bereitstellen. Sonderwirtschaftszonen unterste-
hen einer eigenen Verwaltung, die staatlich, privat 
oder als public private partnership geregelt sein kann. 
Hier geht der aktuelle Trend im Globalen Süden – im 
Unterschied zu Europa – in Richtung Administrati-
on und Kontrolle der Zonen durch Privatfirmen mit 
oft weitreichenden, auch sozialpolitischen Kompe-
tenzen (UNCTAD 2019). Räumlich sind die Zonen 
oft nicht nur administrativ-geografisch sondern auch 
physisch-materiell begrenzt mit Einzäunungen und 
Überwachungen (Mansingh et al. 2012). Manche 
von ihnen erhalten den Status von dormitory regimes, 
in denen die Arbeiter/innen stark reglementiert und 
kontrolliert arbeiten und leben (Pun et al. 2019). 

Im Folgenden werden jene Sonderwirtschaftszonen 
analysiert, die als makroökonomische Instrumente an-
gelegt und auf translokale, oft direkt globale Produk-
tionskapazitäten ausgerichtet sind.4 Hier nun überla-
gert sich der Begriff der Sonderwirtschaftszone mit 
dem der „Export-Processing Zone“, denn Adressaten 
dieser Art Sonderwirtschaftszonen sind insbesondere 
große transnationale Konzerne, die Beschaffung und 
Zulieferung, das sog. global sourcing, längst Länder 
und Kontinente übergreifend organisieren. Ich werde 
in diesem makroökonomischen Sinne im Folgenden 
von „industriellen“ Sonderwirtschaftszonen sprechen, 
wozu auch die Agrarindustrie und Dienstleistungsin-
dustrie (Call Center usw.) zählen. 

1.2	 Sonderwirtschaftszonen, transnationale Pro-
duktion und neue Weltwirtschaftsordnung 

Sonderwirtschaftszonen sind Bestandteil der heuti-
gen glokalen Weltwirtschaftsordnung und ihrer zen-
tralen Akteure, den transnationalen Konzernen bzw. 
Produktionsnetzwerken. Vorreiter war US-amerikani-
sches Kapital, das in den 1940er und 1950er-Jahren 
in Puerto Rico und den Philippinen, ab den 1960er-
Jahren dann auch an der US-mexikanischen Grenze in 
den sog. Maquilladoras, arbeitsintensive und niedrig 

4  Hingegen beinhalten beispielsweise die seit den 1980er-Jahren 
in Großbritannien gegründeten Enterprise Zones (die dann zum 
Vorbild für die USA, Frankreich oder Italien wurden) zwar ebenso 
Maßnahmen wie Steuererlasse usw., sie sind aber mikropolitische 
Instrumente, die sich auf die Entwicklung kleiner städtischer oder 
ländlicher Areale beziehen und lokale Nachbarschaftsökonomien 
anvisieren (vgl. Massey 1982; Wetherell 2016). Allerdings gibt es 
im Zusammenhang mit dem Brexit offenbar aktuell Überlegun-
gen, für deutsche Produktionsstandorte in Großbritannien Son-
derwirtschaftszonen einzurichten (Wölfle 2017). 

entlohnte Massenproduktionsstätten errichtete, für 
die neben anderen Sonderbestimmungen vor allem 
ein eigener Zollstatus festgelegt wurde, der die zoll-
freie Aus- und Einfuhr der Vor- und Zwischenpro-
dukte erlaubte (Neveling 2017a). 

Der eigentliche Boom von Sonderwirtschaftszo-
nen setzt dann aber mit dem Ende des Nachkriegs-
aufschwungs und der Krise des Fordismus ein. Denn 
nun findet ein doppelter Prozess statt: 

Erstens erfolgt eine umfassende Restrukturierung der 
Arbeits- und Produktionsabläufe in Form ihrer sozial-
räumlichen Desintegration. Die vielfache organisatori-
sche Aufspaltung5 von Produktionsschritten bei deren 
gleichzeitiger flexibler räumlicher Verteilung über Re-
gionen, Länder und Kontinente hinweg wird zum vor-
herrschenden Leitbild von Unternehmensorganisati-
on. Auf diese Weise sollen höchstmögliche Flexibilität 
und Kostenreduktion in zunehmend unsicheren und 
immer kurzfristiger strukturierten (globalen) Märk-
ten erreicht werden (Schoenberger 1988; Womack et 
al. 1990). Es entstehen komplexe transnationale Pro-
duktionsnetzwerke, die die jeweiligen nationalen, aber 
eben auch zonenspezifisch regionalen Regulierungen 
bzw. „Anreize“ systematisch als „Standortfaktoren“ 
in ihre profit- und konkurrenzgetriebenen Restruktu-
rierungskalküle einbeziehen (Gereffi & Korzeniewicz 
1994; Novy et al. 1999). Idealtypisch wird die Seg-
mentierungs- und Verlagerungsdynamik als Aufspal-
tung in „high- und low-end“ beschrieben: Diejenigen 
Arbeitsprozesse, die als technologisch wenig entwickelt 
und qualifikatorisch wenig anspruchsvoll gelten (und 
die deshalb von einem hohen Frauenanteil gekenn-
zeichnet sind) werden in den Globalen Süden verlagert 
(nach Asien, Lateinamerika oder auch Südosteuropa), 
während diversifiziertere und qualifiziertere Produkti-
onsanteile im Globalen Norden verbleiben (Fröbel et 
al. 1977; Selwyn et al. 2020). Die taylorisierte Mas-
senfertigung der Textil- und Elektronikindustrie steht 
beispielhaft für diesen Prozess. Bis heute stellt diese 
global assembly industry (Wilson 1991) das Gros der 
Arbeitskräfte in Sonderwirtschaftszonen und zugleich 
sind 60  % der Arbeitskräfte in Sonderwirtschaftszo-
nen weiblich (UNCTAD 2019: 188). Allerdings ist 
die sozialräumliche Aufspaltung in „high-end“ und 
„low-end“ nicht stabil, sondern muss als permanente 
Restrukturierung begriffen werden, die immer weite-
re Branchen und zunehmend auch sog. höherqualifi-

5  Diese Aufspaltung („Segmentierung“) erfolgt auf allen sozial-
räumlichen Ebenen sowohl intern (Aufgliederung des Unterneh-
mens entlang teilautonomer Abteilungen, Produktionsstandor-
ten, Cost-Centers, kundenspezifischen Produktionslinien usw.) 
als auch extern (das ist der Vorgang des Outsourcings, also die 
Verlagerung von Produktions- und Arbeitsschritten auf flexible, 
ihrerseits typischerweise pyramidenförmig strukturierte Zuliefer-
erfirmen (Hürtgen et al. 2009)).
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zierte Beschäftigte des Globalen Nordens erfasst, etwa 
wenn ehemals gut situierte Ingenieurs- und Angestell-
tentätigkeiten digital taylorisiert und verlagert werden 
(Machacek & Hess 2018). 

Zweitens induziert die Krise des Fordismus ab etwa 
den 1970er Jahren eine wirtschaftspolitische Neu-
orientierung der sog. Entwicklungsländer hin zum 
FDI-led development, also einer Entwicklung durch 
Auslandsinvestitionen. Entsprechend dem eingangs 
skizzierten Sinne sollen „Rückständigkeit“ und „Un-
terentwicklung“ nun nicht mehr über den national 
relativ abgeschotteten, importsubstituierenden Auf-
bau eigener Industriekapazitäten überwunden werden 
(was wiederum in vielen Südländern staatskliente-
listisch und rentier-orientiert verlaufen war (vgl. El-
senhans 1981), sondern über die Einbindung in die 
eben beschriebenen technologie- und kapitalstarken 
transnationalen Industrie- und Dienstleistungskon-
zerne. Wirtschaftspolitik fokussiert deshalb nun auf 
Angebotsorientierung, d. h. die Bereitstellung von „An-
reizen“, die den je eigenen nationalen, regionalen und 
lokalen Investitionsstandort Standort attraktiv für 
(ausländische) Anleger machen bzw. präziser: ihn im 
entstandenen „Weltmarkt für Produktionsstandorte“ 
(Fröbel et al. 1977) attraktiver machen sollen gegen-
über anderen Standorten. Sonderwirtschaftszonen 
gelten hierbei als vorrangiges Instrument und werden 
seither in kapitalorientierten politischen Netzwerken, 
Lobbygruppen und think tanks propagiert und wirt-
schaftspolitisch institutionalisiert (Neveling 2018).

Entsprechend steigt die Zahl von Sonderwirt-
schaftszonen, erst in Lateinamerika, Asien und Afrika, 
nach dem Ende der Ost-West-Blockstaatenkonfronta-
tion auch in den ehemaligen Sowjetrepubliken und in 
Mittelosteuropa. Gab es in den 1970er-Jahren noch 
ca. 25 Sonderwirtschaftszonen und um die Jahrtau-
sendwende schon 3.500, so wird ihre Zahl aktuell auf 
ca. 5.400 in ca. 140 Ländern geschätzt, wobei bereits 
500 weitere Zonen in konkreter Planung sein sollen 
(UNCTAD 2019). In der weltweiten wirtschafts- und 
entwicklungspolitischen Öffentlichkeit dominiert der 
affirmative Diskurs und es herrscht ein weitgehender 
„Consensus of Policy Advice“ zugunsten ihrer Ein-
richtung vor (Narula & Zhan 2019: 2; s. a. Farole & 
Moberg 2017). Dabei werden Sonderwirtschaftszo-
nen nicht nur geographisch, sondern gewissermaßen 
auch diskurspolitisch ausgedehnt. Ihre Einrichtung 
wird nicht länger nur im Kontext klassischer Entwick-
lungsfragen des Globalen Südens diskutiert, sondern 
sie werden auch als Antwort auf europäische Krisen-
entwicklungen (beispielsweise in Griechenland), auf 
Deindustrialisierung im Globalen Norden (beispiels-
weise in den USA oder auch in Ostdeutschland) oder 
als Instrument in der Flüchtlingspolitik diskutiert 
(Naumann Foundation 2016; Betts & Collier 2017).

1.3	 Eine denkwürdige Bilanz: Sonderwirtschafts-
zonen in der Kritik 

Diese breite offizielle Affirmation und Propagierung 
von Sonderwirtschaftszonen steht in einem auffälligen 
Widerspruch zu ihren mittlerweile weithin dokumen-
tierten Problemlagen. Hierbei ist bemerkenswert, dass 
auch Befürworter/innen und Promotor/innen von 
Sonderwirtschaftszonen eine mehr als durchwachsene 
Bilanz präsentieren (Akinci & Crittle 2008; Narula 
& Zhan 2019; UNCTAD 2019). Dies hindert sie 
allerdings nicht (und ich werde im nächsten Kapitel 
auf diesen Umstand zurückkommen), das Instrument 
Sonderwirtschaftszonen weiter zu rühmen und anzu-
raten. Die im Folgenden zusammengefassten sozialen, 
politischen und ökonomischen Missstände sind also 
allgemein anerkannt, kaum jemand widerspricht ih-
nen. Sie lassen sich grob in vier inhaltlichen Komple-
xen zusammenfassen, die sich natürlich überlappen6:

Ein erster Problemkomplex betrifft die Arbeitsbe-
dingungen. Die Werbung mit „konkurrenzfähigen“ 
und „flexiblen“ Arbeitskräften sowie mit Möglich-
keiten sozialpolitischer Deregulierung und der „Be-
freiung“ vom nationalen Arbeitsrecht gehören zum 
gängigen Set der zonalen Anreizpolitiken. Entspre-
chend werden soziale Standards typischerweise abge-
senkt (UNCTAD 2019). Mitunter sind die Löhne in 
Sonderwirtschaftszonen höher als in der Region, vor 
allem für bestimmte Gruppen und white collar wor-
kers (ILO 2014: 49; George 2015: 15). Insgesamt aber 
müssen die Arbeits- und Einkommensbedingungen 
als verbreitet nicht reproduktionssichernd angesehen 
werden (ebd.; Cross 2010; Levien 2013). Flexibili-
sierung, Prekarisierung und Informalisierung der Ar-
beitsverhältnisse sind gängig.7 Patrick Neveling (2018: 
2f.) berichtet, wie mauretanische Arbeiter/innen den 
offiziellen Begriff der „freien Zone“ in „Leidenszo-
ne“ abgeändert haben angesichts von 12 Stunden-
Schichten sechs Tage die Woche, Löhnen unterhalb 
des Mindestlohns und die Gesundheit und Würde der 
Arbeiter/innen „tyrannisierenden“ Arbeitsbedingun-
gen. Diese „Politik der Erschöpfung“ (Gunawardana 
2016) bzw. „Überausbeutung“ (Neveling 2018) ist 
ihrerseits sexistisch strukturiert und betrifft in beson-

6  Aus Platzgründen kann hier nicht dargelegt werden, dass Son-
derwirtschaftszonen auch als border-regimes diskutiert werden 
müssen (vgl. z.B. Arnold 2012; Brown 2019). Es soll aber wenigs-
tens erwähnt werden, dass die Transnationalisierung von Produk-
tion mit einer systematischen Nutzung migrantisch fragmentier-
ter Arbeitskraft einhergeht (Hürtgen et al. 2009; Andrijasevic & 
Saccetto 2016; konzeptionell: Hürtgen 2019b).
7  Sazzad Parwez (2018: 155) stellt für Indien fest: „It is evident 
that the [national, SH] SEZ Act has contributed in non-imple-
mentation of labour laws”; auch basale soziale Anrechte wie un-
mittelbare medizinische Versorgung oder soziale Absicherung im 
Krankheitsfall würden unterlaufen.
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derem Maße Frauen (Fernández-Kelly 1983; Wright 
1997; Wick 1998). Die „violation of workers‘ rights“ 
(ILO 2017) ist verbreitet, auch dort, wo Arbeits- und 
Gewerkschaftsrechte formal in Kraft sind. 

„Under the assumption that union-free zones 
would attract greater investment some EPZ-ope-
rating countries have […] either deprived EPZ 
workers of their right to organize themselves or 
placed severe limitations on the free exercise of 
this right. Even when there are no such limita-
tions under the law, the EPZ workers in many 
countries [face] anti-union discriminatory practi-
ces […]. These include the unjust dismissal, sus-
pension, transfer and blacklisting of trade union 
officials and members. Employers in EPZ enter-
prises sometimes even resort to physical violence 
[…]. The problem is enforced when there is a 
lack of effective enforcement of laws in the zones, 
as is often the case” (Gopalakrisnan 2007: 5).

Hinzu kommt eine oftmals weitgehende Überwa-
chung und Kontrolle der Arbeiter/innen bis in ihren 
„privaten“ Reproduktionsbereich hinein, insbeson-
dere in den sonderwirtschaftsgebundenen dormitory 
regimes (Pun et al. 2019). Letztere können offenbar 
auch Momente von Zwangsarbeit enthalten, etwa 
wenn asiatischen migrantischen Arbeiterinnen und 
Arbeitern, die in jordanischen Sonderwirtschaftszo-
nen arbeiten, Pässe abgenommen werden, um sie zum 
Verbleib in der Zone zu zwingen und die besonders 
niedrigen Löhne und verschleißenden Arbeitsbedin-
gungen durchzusetzen (Azmeh 2013). 

Ein zweiter Themenkomplex lässt sich als Zerstö-
rung von ökologischen Lebensgrundlagen und Vertrei-
bung beschreiben. Levien und Walsh beispielsweise 
(Levien 2013; Walsh 2015) diskutieren die Einrich-
tung von Sonderwirtschaftszonen als „accumulation 
by dispossession“ (Harvey 2003), womit sowohl die 
unmittelbare Vertreibung und Enteignung ansässiger 
Bevölkerungen gemeint ist, wie auch die Privatisie-
rung, d. h. Enteignung vormalig gemeinschaftlicher, 
an Land gebundener Güter und Infrastrukturen als 
örtliche Lebensgrundlagen. Hinzu kommt, dass Um-
weltstandards entweder schwach verankert oder prak-
tisch unwirksam sind. Die Folgen sind die Versieglung 
von Grund- und Bodenflächen und die weitgehend 
unkontrollierte Vergiftung und Zerstörung der natür-
lichen Lebens- und Reproduktionsgrundlagen (ILO 
2017; s. a. Akinci & Crittle 2008). 

Ein dritter Problemkomplex schließlich betrifft 
die regionalökonomischen Effekte der Einrichtung 
von Sonderwirtschaftszonen selbst. Es ist empirisch 
äußerst fraglich, ob der wirtschaftspolitisch behaup-
tete und vielfach propagierte Effekt einer räumlich-

regionalen Entwicklung über die Einbindung in die 
globalen Produktionsnetzwerke überhaupt eintritt. 
Weil die Bereitstellung lokaler Ressourcen sich an die 
transnationalen Unternehmen und ihre Länder und 
Kontinente übergreifenden Restrukturierungskalküle 
richte, also gerade nicht auf die Region, seien Effek-
te wie regionale „Verclusterung“, stabiles regionales 
Wachstum und nicht zuletzt sozial-ökologische Ent-
wicklung empirisch vielfach widerlegt: 

„Sonderwirtschaftszonen sind vornehmlich für 
die Exportproduktion und nicht für die wirt-
schaftliche Entwicklung im eigenen Land konzi-
piert. Anreize für ausländische Direktinvestitio-
nen zielen daher meist nicht auf die Verflechtung 
der Unternehmen in einer Zone mit der heimi-
schen Industrie. […] Im Durchschnitt erwerben 
Firmen in Sonderwirtschaftszonen nur drei bis 
neun Prozent der für die Produktion erforderli-
chen Materialien auf dem Markt des Gastlandes“ 
(Kerkow & Mertens 2010: 18f.).

Stattdessen ist der Aufbau von industriellen „En-
klaven“ typisch, d.h. von Produktionsstandorten, die 
zwar in globale Produktionszusammenhänge, aber 
eben kaum in regionale eingebunden sind (ebd., Frö-
bel et al. 1981; Cross 2010; Selwyn 2019). In der Tat 
formulieren, wie oben angesprochen, auch prinzipiel-
le Sonderwirtschaftszonen-Befürworter/innen grund-
legende „doubts about [their] economic benefits“ 
(UNCTAD 2019: 129): 

„Even where zones have successfully generated 
investments, jobs and exports, the benefits to the 
broader economy – a key part of their rationale – 
have often been hard to detect; many zones ope-
rate as enclaves, with few links to local suppliers 
and few spillovers” (ebd.). 

Schließlich gehört zu den regionalökonomischen 
Problemlagen viertens auch die weitgehend wider-
legte Annahme, dass die technologische Modernisie-
rung der Arbeits- und Produktionsprozesse vor Ort 
(das industrielle „upgrading“) systematisch auch ein 
soziales upgrading nach sich zieht, also zu nachhaltig 
verbesserten Arbeits-, Lebens und Einkommensbe-
dingungen führt (Milberg & Amengual 2008: 20ff.). 
Stattdessen wird etwas anderes festgestellt: Einerseits 
findet durchaus bedeutende technologische Moder-
nisierung statt, viele Produktionsstätten sind auch im 
Globalen und europäischen Süden auf dem neuesten 
Stand, allerdings führt dies sozial zu immer neuen, 
dynamischen Aufspaltungen der Belegschaften, mit 
eventueller sozialer Besserstellung für einige, aber an-
haltend schlechten oder gar noch weiter verschlech-
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terten Arbeitsbedingungen für das Gros, vor allem 
der Produktionsarbeiter/innen (Bair & Werner 2015; 
Werner 2018; Selwyn 2019). Dass bedeutet letztlich, 
dass die Behauptung einer regionalen und nationalen 
sozioökonomischen „Entwicklung” durch Kapital-
modernisierung prinzipiell hinterfragt werden muss 
(McGrath 2017). 

2	 Sonderwirtschaftszonen in der theoreti-
schen Debatte 

2.1	 Neoliberal-ordnungspolitische Positionen 

Die wirtschaftsgeographische Diskussion interpretiert 
diese grundsätzlichen Problemlagen sehr unterschied-
lich. Es lassen sich grob drei Zugangsweisen unter-
scheiden (vgl. zu dieser Systematisierung Markusen 
& Nesse 2007: 15f.): Ein erstes, institutionentheore-
tisches Paradigma widerspricht dem Sinn und Nutzen 
von Sonderwirtschaftszonen nicht prinzipiell, weist 
aber ihre Generalisierung als wirksames Instrument 
von „Entwicklung“ zurück (Warr 1989; Schrank 
2001). Betont wird, dass Sonderwirtschaftszonen sehr 
unterschiedliche Effekte generieren, es also die jeweils 
spezifischen Rahmenbedingungen zu beachten gelte. 
Gängige Maßnahmen werden in ihrer (allgemeinen) 
Wirksamkeit hinterfragt, beispielsweise indem über 
quantitative Datenauswertung gezeigt wird, dass 
weitgehende Steuerbefreiung keineswegs mit hohen 
Wachstumsraten der Zonen und von Arbeitsplätzen 
korreliert (Frick et al. 2018). Zudem wird hervorge-
hoben, dass erfolgreiche Sonderwirtschaftszonen hohe 
nationale Wachstumsraten bräuchten, um sich nicht 
gegenseitig zu kannibalisieren, und es wird kritisiert, 
dass die besondere Förderung von ausländischen Di-
rektinvestitionen lokale Unternehmen strukturell be-
nachteilige (ebd.; Gwozdz et al. 2008). 

Eine zweite, hier besonders relevante und nicht 
selten im Umfeld zentraler entwicklungspolitischer 
Organisationen und Think Tanks angesiedelte Posi-
tionierung argumentiert entlang ordnungspolitischer 
(neoliberaler) Prämissen. Hiernach findet ökonomi-
sche „Entwicklung“ wesentlich als sog. Angebotsori-
entierung statt, d. h. über das Setzen wirtschaftspo-
litisch stimulierender „Anreize“ in einem insgesamt 
nicht weiter hinterfragten weltweiten „Systemwettbe-
werb“. 

„Sonderwirtschaftszonen sind als eigene Gebiets-
körperschaften im Systemwettbewerb zu verste-
hen. Sie […] haben einen von ihrer Umgebung 
unterschiedlichen institutionellen Rahmen. Die-
se Unterschiede führen zu Anreizwirkungen im 
Systemwettbewerb. Konkret sollen positiv wahr-

genommene Regelungen einer SWZ [Sonder-
wirtschaftszone, SH] zu einer Zuwanderung von 
Kapital (Direktinvestitionen) führen“ (Wrobel 
2008: 9). 8

Sonderwirtschaftszonen werden hier ungebrochen 
als Promotoren von „Entwicklung” verstanden. Vor 
allem China wird als Beispiel dafür angeführt, dass 
Schwellen- bzw. Entwicklungsländer sich mithilfe 
dieses Instruments erfolgreich in die globale Öko-
nomie eingegliedert hätten, was sich am wachsenden 
Anteil von Direktinvestitionen und entsprechenden 
regionalen und nationalen Wachstumsraten zeige (Jo-
hansson & Nilsson 1997; Aggarwal 2019). Abgese-
hen von einer Reihe offener Fragen (zur Sonderrolle 
Chinas in der Weltökonomie oder zum Verhältnis von 
lokalem und nationalem Wachstum) ist insbesondere 
der theoretische Umgang mit den im letzten Kapitel 
dargestellten massiven sozial-ökologischen Verwer-
fungen bemerkenswert. Denn einerseits wird der ent-
sprechenden Kritik nicht widersprochen, andererseits 
ist das Plädoyer für Sonderwirtschaftszonen unge-
brochen (Aggarwal 2019). Dieses „Kunststück“ wird 
bewerkstelligt, indem die ordnungspolitisch-neolibe-
ralen Befürworter/innen von Sonderwirtschaftszonen 
die global- und glokalpolitischen Strukturzusammen-
hänge der gegenwärtigen Weltwirtschaftsordnung, 
und insbesondere ihre machtvollen Akteure wie IWF, 
Weltbank oder die transnationalen Konzerne, aus der 
begrifflich-theoretischen Betrachtung aussperren. Sie 
sind schlicht kein Gegenstand der Reflexion. Stattdes-
sen wird die ökonomische Angebotsorientierung mit 
einer bemerkenswert ungebrochenen Vorstellung von 
westlich-zivilisatorischer Entwicklung verbunden: 
Die geschilderten, gravierenden Problemlagen sind 
hiernach fehlgeleitete „traditionelle“ Anreizsettings 
der Sonderwirtschaftszonen selbst. Diese würden auf 
dem globalen Markt gewissermaßen (noch) das fal-
sche Portfolio anbieten, anstatt sich modern aufzu-
stellen. Entsprechend lautet die Empfehlung schlicht, 
sich nunmehr zukunftsfähig im Sinne sozialer und 
ökologischer Nachhaltigkeit zu positionieren.

„Zones can find new grounds for competitiveness 
by meeting the growing expectations placed on 
MNEs [multinational enterprises] and their sup-
pliers to exercise good social and environmental 
practices” (UNCTAD 2019: 189).

8  Es wird hier sichtbar, dass „Neoliberalismus“ nicht mit seiner 
Selbstbeschreibung als Theorie des „freien Marktes“ verwechselt 
werden darf. Wie beispielsweise David Harvey (2005a) zeigt, geht 
es vielmehr um staatlich-ordnungspolitische Stimulanz und Her-
stellung von „freiem“ Wettbewerb, womit wesentlich die Deregu-
lierung und Flexibilisierung sozialpolitischer Regulierungen wie 
Steuern, Löhne, Arbeitsgesetze und dergleichen gemeint ist.
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Ohne die auch nur ansatzweise Diskussion von po-
litökonomischen Strukturzusammenhängen wie kapi-
talistische Konkurrenz um Profite, die Rolle des IWF 
usw. lässt sich allerdings kaum problematisieren, wa-
rum eine solche Ausrichtung auf Nachhaltigkeit seit 
mehr als 50 Jahren offenbar kaum erfolgt ist. Stattdes-
sen werden „Lernprozesse“ betont und Positivbeispiele 
für „moderne“ und sozialökologisch „zukunftsfähige“ 
Zonenausrichtung angeführt. Diese erweisen sich nun 
aber bei genauerer Betrachtung nicht als Darlegung 
real vorfindlicher Praktiken, sondern als Ansammlung 
strategischer Zukunftsvorhaben und allgemeiner Pos-
tulate seitens der nationalen und zonalen Verantwort-
lichen (Bendell et al. 2015; UNCTAD 2019: 189ff.) 
– zu denen die hier zitierte Literatur dann durchaus 
einräumt, dass ihre Umsetzung kaum wirksam kont-
rolliert werden kann, bzw. es aktuell nicht einmal ein 
wirksames Monitoring-Verfahren gibt (ebd.: 193). 
Kurz: Ohne jegliche Betrachtung von politökonomi-
schen Strukturzusammenhängen wird die Behaup-
tung, künftige sustainable zones oder zones of the next 
generation würden sozial integrative und ökologisch 
nachhaltige Entwicklung hervorbringen, zur volun-
taristischen Angelegenheit, die eine kritische Ausein-
andersetzung mit der derzeitigen Weltwirtschaftsord-
nung nachgerade verstellt. 

2.2	 Sonderwirtschaftszonen und das Theorem 
ungleicher Entwicklung

Eine dritte, für die weitere Argumentation maßgeb-
liche wissenschaftliche (wirtschaftsgeographische) 
Positionierung kann als grundsätzlich kritische Refle-
xion kapitalistisch-neoliberaler wie auch patriarchal-
neokolonialer ungleicher Entwicklung verstanden 
werden. Regionale Entwicklung wird hier einerseits 
in ihrer Besonderheit, andererseits aber als Bestandteil 
der multiskalar machtförmig strukturierten kapita-
listischen politischen Ökonomie betrachtet (Dicken 
1998). Zentral ist die doppelte Dynamik von profi-
torientierter Inwertsetzung (regionaler) sozialökolo-
gischer Ressourcen einerseits bei deren gleichzeitiger 
Entwertung bzw. Zerstörung andererseits. Über die-
se widersprüchliche Dynamik entstehen Verräumli-
chungen der privatkapitalistischen Konkurrenzlogik 
(Harvey 1982; Smith 1984). Eine spezifische Form 
erhalten diese mit dem Ende des Nachkriegsbooms 
seit den 1970er Jahren. Unternehmensorganisatorisch 
werden, wie geschildert, Arbeits- und Produktions-
funktionen vielfach und flexibel aufgesplittet und 
konkurrieren nah- und fernräumlich sowie intern und 
extern als Standorte, Cost-Center, „externe Anbieter“ 
und Zulieferer oder Produktionslinien gegeneinander 
(Phelps & Fuller 2000; Hürtgen et al. 2009).  Glo-
bal- bzw. glokalpolitisch wurden dabei die politischen 

und ökonomischen Machtpositionen transnationaler 
Konzerne enorm bestärkt und Vorstellungen ihrer 
politischen Regulierungen und Kontrolle weitgehend 
zurückgedrängt (Altvater & Mahnkopf 1997). Für 
diese weltpolitische Neuausrichtung ist der Begriff des 
„Washington Consensus“ geprägt worden (Williams 
1993), also die seit etwa den 1970er-Jahren von trans-
nationalen Konzernen selbst wie auch von National-
staaten, internationalen Organisationen und neolibe-
ral-ordnungspolitischen think tanks vorangetriebene 
wirtschaftspolitische Ausrichtung auf Privatisierung, 
Abbau öffentlicher Daseinsvorsorge und Marktlibera-
lisierung (Harvey 2005). 

Den neuartig flexibel und mobil aufgestellten 
transnationalen Produktionsnetzwerken steht somit 
eine auf Investitionsanreize ausgerichtete nationa-
le und regionale Politik gegenüber, in der sich das 
jeweils eigene Land, die eigene Region, Stadt, der 
eigene Ort usw. in „competitive regimes of resour-
ce allocation“ gegen andere durchsetzen muss (Peck 
& Tickel 2002; Taylor & While 2017). In dieser 
multiskalaren interspatial competition ist Ungleich-
heit konstitutiv, denn beständig geht es darum, die 
jeweilige Besonderung, das wirtschafts- und sozial-
politische Extra, den standortpolitischen Vorteil als 
strategische Möglichkeit für Investitionen zu nutzen 
(Brenner & Theodore 2002; Swyngedouw 2004).9 
Diese Logik fragmentierender Entwicklung (Scholz 
2002) schafft und verschärft sozialräumliche Pola-
risierung auf allen scales. Dies umso mehr, als die 
Konkurrenz zwischen Unternehmen und Kapitalen 
zwar einerseits wesentlich auf den Feldern der Tech-
nologie, des know how und der Marktbeherrschung 
stattfindet, sie aber zugleich (gerade auch, weil wirk-
same länderübergreifende sozialpolitische Regulie-
rungen fehlen), über die Parameter höchstmöglicher 
Kurzfristigkeit, Flexibilität und Kostenreduktion 
ausgetragen wird (Hürtgen et al. 2009; Yeung & 
Coe 2015). Extreme Niedriglöhne, die Missachtung 
sozialökologischer Standards und die Einsparungen 
aller möglichen Steuern und Abgaben sind hiernach 
also keine Zufälle oder Lernresistenzen regionaler 
Verantwortlicher, sondern Herzstück der neoliberal 
globalisierten Weltwirtschaft. Deren regionale Kon-
figuration ist selbst hochdynamisch, denn die ver-
kürzten Produktionszyklen und eine wesentlich auch 
als „time based competition“ ausgetragene transnati-
onale Kapitalkonkurrenz unterwirft auch die Regi-
onen immer wieder neuen strategischen Kalkulati-

9  John Lovering (2003) betont die klassenpolitische Dimension 
dieser regionalen Neuausrichtung auf image-building und Kon-
kurrenzfähigkeit. Es entstünde eine regional service class, die das 
Interesse der Investoren mit ihrer eigenen Reproduktion verbin-
det; Jan Drahokoupil (2009) zeigt dies für die nationale Ebene als 
Herausbildung einer comprador service class in Tschechien. 
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onen (Schoenberger 1997). Die doppelte Logik der 
Kapitalverwertung, investment und disinvestment, 
oder räumlich: location and dislocation, müssen des-
halb umso mehr als Zusammenhang theoretisiert 
werden (MacKinnon & Phelps 2001; Phelps et al. 
2018).

3	 Sonderwirtschaftszonen in Europa 

3.1	 Von Irland nach Mittelosteuropa 

Auch in Europa gelten industrielle Sonderwirtschafts-
zonen als probates Instrument von „Entwicklung” 
bzw. auch erfolgreicher „Transformation“ (der ehe-
maligen Ostblockstaaten Mittelosteuropas). Die erste 
europäische industrielle Sonderwirtschaftszone wurde 
in Shannon, in Irland im Jahre 1959 eingerichtet. Der 
Flughafen Shannon war Reparatur-, Wartungs- und 
Zwischentankstation in transatlantischen Flugver-
kehr gewesen und er verlor diese Funktion mit dem 
Aufkommen größerer Flugzeuge und ihrer erhöhten 
Reichweite. Um Produktion in der Region zu erhal-
ten, führte Shannon in der Free Zone die Zollfreiheit 
und eine drastisch reduzierte Körperschaftssteuer von 
0 bis höchstens 10 % ein. Die Arbeiter/innen verzich-
teten in einem mit den Gewerkschaften vermittelten 
Verfahren auf Kündigungsschutz und akzeptierten 
niedrigere Gehälter, zahlten aber zugleich selbst weni-
ger Steuern (Hamburger Abendblatt 2004; Neveling 
2017b: 133). 

Die Sonderwirtschaftszone Shannon war ihrer-
seits Herzstück der in den 1950er-Jahren wesentlich 
von Großbritannien und den USA vorangetriebe-
nen „angebotspolitischen Wende“ Irlands (Barry & 
O’Mahony 2017). Das Land wurde zur paradigma-
tischen Referenz einer erfolgreichen exportorien-
tierten Entwicklung mit zu Beginn wesentlich US-
amerikanischen, ab den 1980ern auch asiatischen 
und europäischen Investoren der Textil-, Stahl- und 
später Elektronikindustrie. Der Fall Irland zeigt da-
bei beispielhaft, dass europäische Sonderwirtschafts-
zonen kein singuläres Instrument darstellen, sondern 
eingebunden sind in ein Geflecht nationaler und lo-
kaler Entwicklungsagenturen, Infrastrukturpolitiken 
und Maßnahmenpakete, die in ihrer Gesamtheit die 
Förderung von Auslandsinvestitionen forcieren und 
die politökonomische Transformation des gesamten 
Landes hin auf Exportorientierung vorantreiben sol-
len. Wie im Folgenden noch vertieft werden wird, 
werden hierbei auch ehemals „besondere“ Anreizpo-
litiken in die nationale politische Ökonomie aufge-
nommen, d. h. verallgemeinert. Irland beispielsweise 
bietet derzeit den niedrigen Unternehmenssteuersatz 
von 12,5 %; es hat, wie das Hamburger Abendblatt 

(2004) formuliert, Sonderwirtschaftszonen zum „Mo-
dell für das ganze Land“ gemacht. 10

Eine besondere Dynamik bekamen industrielle 
Sonderwirtschaftszonen mit der Osterweiterung der 
Europäischen Union. Polen ging hier besonders sys-
tematisch, gewissermaßen idealtypisch, vor: Das Land 
verabschiedete sein Sonderwirtschaftszonengesetz 
1994. Unternehmen, die bis 2000 in eine der Zonen 
investierten, konnten mit einer vollständigen Befrei-
ung von der Körperschafts- und Einkommenssteuer 
und weiteren Steuern (Immobilien, Produktionsma-
terial) für einen Zeitraum von 10 Jahren rechnen 
(Färber 2009: 282 ff.). Nach Verhandlungen mit der 
EU-Kommission gab es ab 2000 eine Übergangsre-
gelung11: Ab 2004 können Körperschafts- und Ein-
kommenssteuer für Großunternehmen für 15 Jahre 
bis zu 50 %, für Klein- und Mittelunternehmen bis 
zu 75  % reduziert werden. Vergünstigungen in den 
Zonen ersetzen dabei nicht andere, z. B. national ver-
gebene sog. Beihilfen; sie werden vielmehr mit diesen 
kombiniert.12 Außerdem gibt es innerhalb der Zonen 
weitere „Anreize“, wie günstige Bodenpreise und Er-
schließungskosten, Erlass der Immobiliensteuer, „ge-
mäßigte“ Umweltauflagen und der Aufbau von not-
wendiger Infrastruktur (Rödl & Partner o. J.). Lokale 
und nationale Behörden errichten typischerweise Ge-
bäude, bauen Straßen- und Autobahnzugänge, passen 
den öffentlichen Nahverkehr an die Fabrikbedürfnisse 
an, kümmern sich mit den lokalen Arbeitsämtern um 
die Bereitstellung der Arbeitskräfte und promoten die 
Investoren umfassend. 

„Wir erledigen alle Formalitäten bei der Registrierung 
des Unternehmens. Wir organisieren eine Pressekonferenz 
mit den Lokalpolitikern, wo wir die Öffentlichkeit darüber 
informieren, dass die und die Firma hier ihren Standort er-
öffnet und so und so viele Leute beschäftigen möchte. Wir 
helfen auch den öffentlichen Verkehr in die Fabrik anzu-
passen.“ (Ehemaliger Mitarbeiter der SWZ Wroclaw, zit. n. 
Zabrzynski & Brzoska 2016: o. S.). 

10  Irland wird im Mainstream als „erster europäischer Tiger“ 
verstanden, dessen „Erfolgsstory“ nun von anderen, vor allem 
mittelost-europäischen Ländern reproduziert werden soll (Baily 
et al. 2016).
11  Für Investitionen ab 100 000 Euro und Produktionslaufzeit 
von mindestens 5 Jahren mit einer bestimmten Anzahl „geschaffe-
ner“ Arbeitsplätze galt vollständige Steuerbefreiung.
12  Die Agentur Rödl & Partner, die sich auf Beratung und Un-
terstützung für Unternehmen in Sachen Sonderwirtschaftszonen 
spezialisiert hat, formuliert es in Bezug auf einen konkreten Fall so: 
„Auch wenn Unternehmer die Befreiung von der Ertragssteuer im 
Rahmen einer SWZ-Tätigkeit in Anspruch nehmen, können sie 
zusätzliche Förderung für dieselbe Investition beantragen. Im Rah-
men desselben Investitionsvorhabens können Unternehmer ver-
schiedene Quellen staatliche Beihilfe nutzen, darunter EU-Beihil-
fen, Regierungszuschüsse, die Mitfinanzierung neuer Arbeitsplätze 
oder Immobiliensteuerbefreiung“ (Roedl & Partner 2019: o. S.)
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Entlang etwa dieses Schemas entwickelten nachein-
ander Länder wie Ungarn, die baltischen Staaten, Tsche-
chien, Rumänien, Bulgarien und sog. Beitrittskandida-
ten wie Serbien, Mazedonien, Kroatien, oder Albanien 
sowie zuvor bereits die Türkei (Kavlak 2012) jeweilige 
nationale Zonen-Gesetzgebungen. Jan Drahokoupil 
(2009: 48) führt für 2004 174 Sonderwirtschaftszo-
nen in Mittelosteuropa an. Die Einrichtung der Zo-
nen muss bei der Kommission beantragt werden; eine 
Genehmigung erfolgt nach Artikel 27, wenn Sonder-
wirtschaftszonen keine Störungen des EU-Binnen-
marktes nach sich ziehen und temporären Charakter 
haben. Genehmigte Sonderwirtschaftszonen können 
wiederum europäische und nationale Fördergelder be-
antragen, auf deren Grundlage sie de facto fungieren. 

Die UNCTAD (2019: 138) berichtet aktuell von 
105 Sonderwirtschaftszonen in 23 europäischen Län-
dern, allerdings zählen hierzu auch Zonen zur För-
derung von lokalen Klein- und Mittelbetrieben in 
peripheren Regionen. Demgegenüber werden Son-
derwirtschaftszonen mit strategischer Ausrichtung auf 
industrielle Produktion und Auslandsinvestoren nur 
teilweise in „strukturschwachen“ Regionen, sondern 
stattdessen in stärker industrialisierten Landesteilen 
eingerichtet. Hierfür ist Ungarn ein Beispiel, das von 
seinen immerhin 75 Sonderwirtschaftszonen, die 
2004 bestanden, die industriell-exportorientierten, 
vor allem im Westen des Landes, mit besserer Infra-
struktur und größerer Nähe zu Westeuropa anlegte 
(Guagliano & Riela 2005); Györ und Székesfehevar 
sind heute Zentren der europäischen Automobil-
industrie. Deshalb wird von mittelosteuropäischen 
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern kritisiert, 
dass die ursprüngliche Idee der Förderung peripherer 
Regionen auf Druck der großen Investoren aufgege-
ben wurde, sodass Metropoleneffekte entstehen, also 
schon bestehende Wachstumsagglomerationen profi-
tieren (Gwosdz et al. 2005; Färber 2009: 279ff.; s. a. 
Lang & Gömar 2019).

In der Tat sind es in der Praxis typischerweise die 
großen Konzerne, die bei den Verhandlungen über 
eine Ansiedlung gegenüber den Kommunen darauf 
bestehen, Teil einer Sonderwirtschaftszone zu wer-
den. Diese wird also dort eingerichtet, wo die Unter-
nehmen planen zu produzieren (Screćkovic 2015: 14; 
Augustynski 2017a). Die geographische Form von 
Sonderwirtschaftszonen ist deswegen oftmals keine 
räumlich abgegrenzte Einheit, sondern räumlich zer-
splittert und disparat. Ein anschaulicher Fall ist hier 
abermals Polen, das bis 2018 14 Sonderwirtschaftszo-
nen zählte, denen allerdings sukzessive immer weitere, 
am Ende ganze 300 „Subzonen“ angegliedert worden 
waren. Auf diese Weise bestand am Ende ein weiter 
Flickenteppich von Sonderwirtschaftszonen (vgl. 
Abb. 1).  

Die Administration der europäischen Sonderwirt-
schaftszonen erfolgt meist durch staatliche Agenturen 
die den Finanzministerien angegliedert sind und die 
in einem Wettbewerb um größtmögliche Investiti-
onen, Verkaufszahlen von Land und Grundstücken 
und weiteren Indikatoren stehen. Bei Ausschreibun-
gen für transnationale Unternehmen konkurrierten 
diese Zonen nicht nur länderübergreifend, sondern 
auch intra-regional gegeneinander (Helinska-Hughes 
& Hughes 2003; Screćkovic 2015). Ein Beispiel für 
diesen Prozess ist die Ansiedlung der Motorenpro-
duktion von Mercedes in der polnischen Sonder-
wirtschaftszone Waldenburg im Jahr 2018. Um den 
„Zuschlag“ hatten sich auch Tschechien und Ungarn 
sowie mehrere Sonderwirtschaftszonen in Polen be-
worben. Ungarn und Tschechien stiegen im Bieter-
verfahren nacheinander aus, übrig blieben am Ende 
zwei polnische Sonderwirtschaftszonen, die sich 
nun gegenseitig in ihren Zugeständnissen unterbo-
ten, wobei offenbar der Bodenpreis zum Hauptge-
genstand wurde. Der völlig ungebremste Charakter 
dieser inner-nationalen Konkurrenz wurde auch von 
regionalen Verantwortlichen und Beteiligten kritisch 
gesehen, wie ein Interview mit Lukasz Czajkowski, 
damaliger Leiter einer polnischen regionalen Ent-
wicklungsagentur, zeigt: 

“The bad thing is that there is no facilitator or 
mediator at the country level … Poland just plays 
it stupid [because] you have two economic zones 
which are just competing to the ground while the 
other countries already stopped playing. So, we 
are only competing with one another and then 
Warsaw should step in and say ‘ok this is the bot-
tom line, please do stop, this is pointless to go 
down with your offer’. And this is just seriously 
stupid. […] [A] strong mediator at a central or 
regional level is required” (Czajkowski 2017). 

Abb. 1: Die Subzone Gliwice beispielsweise ist eine von vier Subzo-
nen der Sonderwirtschaftszonen Kattowice und besteht selbst aus 9 
Teilflächen. Davon befindet sich eine direkt in der Stadt, zwei am 
Rand und die anderen in unregelmäßigen Abständen zu Gliwice. 

(Quelle: eigene Darstellung S. Hürtgen)
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3.2	 Das ganze Land eine Sonderwirtschaftszone? 
Das Beispiel Polen

Wie bereits diskutiert, sollen Sonderwirtschaftszo-
nen den Vorgaben nach temporären Charakter ha-
ben. Sie sollen Entwicklungsrückstände bzw. im Fall 
der ehemaligen Ostblockstaaten Schwierigkeiten der 
„Transformation“ hin zu modernen Industriestaaten 
überwinden helfen und auslaufen, wenn dieses Ziel 
offiziell erreicht ist. Shannon beispielsweise hat kei-
nen Zonenstatus mehr und die Zahl der Sonderwirt-
schaftszonen in Ungarn und Tschechien ist zurückge-
gangen. 

Allerdings darf dieser Prozess nicht als Rückkehr zu 
einer „normalen“ (vorherigen) nationalen wirtschafts-
politischen Regulierung verstanden werden. Denn 
wie oben dargelegt, stellen Sonderwirtschaftszonen 
ein zentrales Moment im Aufbau einer transnationali-
sierten exportorientierten politischen Ökonomie und 
damit einer grundsätzlichen nationalen wirtschaftspo-
litischen Neuausrichtung dar. In anschaulicher Weise 
macht dies abermals Polen deutlich. Das Land hat die 
vielfältigen Kritiken an den zonalen Entwicklungen 
(ungebremste regionale Unterbietung, Metropolen-
effekte) offiziell zum Anlass genommen für eine, auf 
den ersten Blick verblüffende, wirtschaftspolitische 
Wendung: Seit 2018 gilt ein wieder neues Gesetz, 
wonach nun explizit „das ganze Land“ als Sonder-
wirtschaftszone fungieren soll. Steuerbefreiung, Inf-
rastrukturmaßnahmen, administrativer Support usw. 
können nun von allen Kommunen und Gemeinden 
gegenüber möglichen Investoren geltend gemacht 
werden. Es gelten gestaffelte, leicht gesenkte Möglich-
keiten der Steuerbefreiung (zwischen 25 und 50 %, 
die höchsten in den Regionen mit der höchsten Ar-
beitslosigkeit) für 10 bis 15 Jahre (zugleich gelten die 
SWZ-Regelungen für bereits dort getätigte Investiti-
onen bis ins Jahr 2026 fort). Von der polnischen Re-
gierung wird das Gesetz als fortschrittliche und auch 
soziale und ökologische Weiterentwicklung darge-
stellt: Die Vergünstigungen sollen künftig nicht mehr 
ausschließlich nach Investitionshöhe und Arbeitsplät-
zen vergeben werden, sondern auch an sog. qualitati-
ve Kriterien gebunden sein, wie Weiterbildungsmög-
lichkeiten, die Beschäftigung von hoch qualifizierten 
Arbeitskräften und „Nachhaltigkeit“ (wobei hiermit 
keine ökologische Dimension, sondern die Investiti-
on in Gebiete mit hoher Arbeitslosigkeit gemeint ist; 
Sieraczek 2018). 

Den leicht gesenkten Steuererlassen und den leicht 
erhöhten Kriterien ihrer Erteilung steht auf der an-
deren Seite eine Ausweitung der Erlasskriterien ge-
genüber: Diese können nun auch für alle möglichen 
Formen der Re-Investitionen beantragt werden, also 
für Sortimentsumstellungen, Erweiterung der Pro-

duktionskapazitäten und für die Modernisierungen 
des Produktionsprozesses insgesamt (Becker 2019). 
So wie zuvor in Irland geht es nun also auch in Po-
len darum, Investitionen nicht einfach zu bekommen, 
sondern im Kontext permanenter transnationaler Un-
ternehmensrestrukturierung auch zu halten. Sonder-
wirtschaftszonen sind hier unzweideutig keine zeitlich 
begrenzten „besonderen“ Anreizbedingungen mehr, 
vielmehr werden diese Anreize verallgemeinert und 
zum „normalen“ Bestandteil einer nun exportorien-
tierten oder auch wettbewerbsstaatlichen politischen 
Ökonomie. 

Vor dem Hintergrund dieser Dynamiken sind wie-
derholte Behauptungen irreführend, die EU würde 
der Einrichtung von Sonderwirtschaftszonen eigent-
lich kritisch gegenüberstehen, weil diese als unfairer 
Wettbewerb verstanden würde (z. B. Bost 2019). Ers-
tens hat die EU in den 1990er-Jahren den flächende-
ckenden Aufbau nationaler und regionaler Entwick-
lungsagenturen in Mittelost- und auch Westeuropa 
massiv vorangetrieben und damit grundsätzlich die 
Einrichtung von Sonderwirtschaftszonen (nicht zu-
letzt finanziell) ermöglicht (Raines 2003; Helinska-
Hughes & Hughes 2003: 169). Guagliano & Riela 
(2005) beispielsweise zeigen, dass bis 2004 etwa 50 % 
aller an Polen, Ungarn und Tschechien geflossenen 
EU-Fördergelder an Sonderwirtschaftszonen gingen. 
Vor allem aber ist diese europäische Regionalförde-
rung kein singulärer oder nur lokaler Akt. Vielmehr 
wird insgesamt seitens der großen Konzerne und der 
EU eine institutionelle Transnationalisierung voran-
getrieben, d. h. die lokalen und nationalen Invest-
ment-Förderagenturen und Verwaltungsstrukturen 
sind selbst Bestandteil eines „transnational support 
networks“ von Expertinnen- und Expertenverbän-
den, Fördermittel-Verwaltungsstrukturen, privaten 
Stiftungen, Think Tanks, Vertretungsorganen und 
Lobby-Gruppen, die sich gemeinsam für eine ange-
botsorientierte, neoliberal-ordnungspolitische Wirt-
schaftspolitik einsetzen (Scepanovic & Bohle 2018: 
160; s. a. Drahokoupil 2009). Entsprechend sind 
Sonderwirtschaftszonen keine singulären „vorüberge-
hende“ Instrumente, nach deren Einsatz zur ökono-
mischen „Normalität“ zurückgekehrt wird, sondern 
sie sind wichtiger Bestandteil von Maßnahmen zur 
Veränderung dieser Normalität.

3.3	 Erfolgsmodell Europäische Sonderwirt-
schaftszonen? 

Erneut und umso mehr stellt sich also die Frage, ob 
diese Politik der (regionalisierten) Angebotsorientie-
rung für die „Entwicklung” eines Landes und einer 
Region sinnvoll ist. Ähnlich wie in Bezug auf den 
Globalen Süden wird dies von einem Großteil poli-
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tischer und wissenschaftlicher Diskutantinnen und 
Diskutanten für Europa bejaht. Länder wie Irland, 
Polen, Ungarn und Tschechien mit ihren hohen Aus-
landsinvestitionen und damit verbundenen Wachs-
tumsraten gelten als beispielhafte „success stories“ und 
als Bestätigung der Maßnahme „Sonderwirtschaftszo-
nen“ (z. B. Dorozynski & Kuna-Marshalek 2016). In 
der Tat ist der ökonomische Umbau (ehemals) peri-
pherer Länder oft attraktiv für Auslandsinvestitionen; 
in den genannten Staaten machen ausländische Inves-
titionen ein Drittel bis die Hälfte des nationalen BIP 
aus (Nölke & Vliegenthart 2009; Baily et al. 2016). In 
unterschiedlichem Ausmaß fand hier auch eine Diver-
sifizierung und Modernisierung von Produktion statt, 
beispielsweise mit der Ansiedlung von Forschung und 
Entwicklung oder von bestimmten Branchen wie 
Pharmaindustrie oder Softwareentwicklung (ebd.; 
Dawley 2011; Bohle & Greskovits 2012). Zugleich 
löst die prinzipielle Ausrichtung auf Kostenersparnis 
und auf flexible und günstige Arbeitskräfte die hohe 
Bedeutung des low end von Produktion nicht ab, son-
dern ergänzt sie allenfalls (Guagliano & Riela 2005; 
Nölke & Vliegenthart 2009; Pavlinek 2017). 

Zugleich gibt es abermals massive Kritik an der 
Einrichtung von Sonderwirtschaftszonen; die Un-
ternehmenssubventionen seien ein soziales Umver-
teilungsprojekt, das die öffentliche Hand verarmen 
lasse. Während große Konzerne subventioniert wür-
den, mangele es dann insbesondere den (sehr) nied-
rig entlohnten Beschäftigten, auf die diese Konzerne 
systematisch zurückgreifen, an basaler sozialer Infra-
struktur des Wohnens, der Kinderversorgung oder der 
Altersabsicherung (Mütterstreik 2010; Augustinski 
2017a). Darüber hinaus steht, wie schon in Bezug auf 
den Globalen Süden, auch in Europa die grundlegen-
de Funktionalität für sozioökonomische Entwicklung 
selbst in Zweifel. Kennzeichen der transnationalisier-
ten semiperipheren Ökonomien Europas seien gerade 
nicht „Verclusterung“ der Auslandsinvestitionen mit 
der lokalen Ökonomie, sondern erneut die Produktion 
von hier nun „flexiblen“ oder auch „erweiterten“ En-
klaven (Phelps & Raines 2003). Insgesamt entstünde 
sozioökonomische Heterogenität bzw. „Dualisierung“, 
also die sozialräumliche Aufspaltung der Ökonomien 
und Gesellschaften in einen modernen, produktiven, 
in transnationale Kapitalkreisläufe und lokale wie län-
derübergreifende Beratungs- und Lobby-Strukturen 
eingebundenen Sektor, sowie eine weitgehend davon 
abgetrennte lokale Ökonomie mit geringen politöko-
nomischen Ressourcen (Fink 2006; Hunya 2014; 
Hürtgen 2015; Šćepanović & Bohle 2018). 

Und vor allem stehen wiederum die Arbeits- und 
Reproduktionsbedingungen der low-end Bereiche 
der Produktionsansiedlungen in der Kritik. Im Un-
terschied zum Globalen Süden sind in Europa die 

jeweiligen nationalen Arbeitsgesetzgebungen bislang 
offiziell kein Bestandteil des „Angebots“ von Sonder-
wirtschaftszonen.13 Allerdings werden die sozialen Ge-
setzgebungen, nicht zuletzt auch auf direkten Druck 
der transnationalen Investoren, fortgesetzt dereguliert 
(Bohle & Greskovits 2012; Maciejewska & Mrozo-
wicki 2016; Hürtgen 2019c: 10). Darüber hinaus 
werden bestehende Gesetze innerhalb der Betriebe 
repressiv ausgereizt und juristische Grenzen durchaus 
unterschritten: Die verschiedenen Berichte und For-
schungen legen nahe, dass das staatspolitische Entge-
genkommen bei den Investitionen und die politisch 
kaum hinterfragte Machtposition der großen Investo-
ren in den Betrieben mit einer Atmosphäre der Recht-
losigkeit und der Repression korrespondieren. Die 
Einstellungsformen sind hochgradig flexibilisiert und 
prekarisiert, Leih- und Zeitarbeit mit monatlichen 
oder auch wöchentlichen Befristungen sind verbreitet 
(Mütterstreik 2010; Screćkovic 2015; Andrijasevic & 
Saccetto 2016). Die Löhne sind insbesondere für Frau-
en (oft auch extrem) niedrig und unzureichend für 
eine „normale“ Absicherung; die soziale Reproduktion 
ist deshalb oft an ländliche und familiale Subsistenz-
Strukturen gebunden oder sie erfolgen über ein System 
von Mini-Krediten (Hürtgen 2005: 12 ff.; 2015: 29; 
Selwyn et al. 2020). Die Arbeitsbedingungen werden 
übereinstimmend als körperlich überbeanspruchend 
und verschleißend beschrieben. Hier finden sich jene 
unternehmerischen „Praktiken der Erschöpfung“ von 
Arbeiterinnen und Arbeitern wieder, die auch für den 
Globalen Süden kennzeichnend waren. So gibt es ex-
trem enge Taktzeiten, permanente Arbeitshetze, kurz-
fristig wechselnde Schichtmodelle oder erzwungene 
Überstunden und Doppelschichten. Beständige Über-
müdung, so Małgorzata Maciejewska (2012), sei eine 
große Gefahr für die Frauen des von ihr untersuchten 
koreanischen Elektronikherstellers in der Sonderwirt-
schaftszone Waldenburg in Polen.14 Während perma-
nent zu Höchstleistungen angetrieben werde, gebe es 
über Gefahrenstoffe und Umweltverschmutzung kei-
ne Information. Teilweise wird aus Kostengründen 
mit veralteten Maschinenparks gearbeitet, zeitgemäße 
Technologisierung zugunsten der billigeren Arbeits-

13  Allerdings sind hier weitergehende Dynamiken nicht aus-
geschlossen, in der Türkei gelten beispielsweise schon jetzt auch 
veränderte Steuer- und Sozialabgaben für die Beschäftigten in den 
Sonderwirtschaftszonen (Kavlak 2012).
14  Hinzu kommt eine spezifische sozialräumliche Entbettung 
dort, wo die Produktionsstätten abgelegen aufgebaut werden: Sie 
werden dann mit Werksbussen angefahren, was für die Arbeiter/
innen eine erhebliche, mehrstündige Arbeitszeitverlängerung be-
deutet und sie, wie Maciejewska argumentiert, aus ihren lokalen 
Communities herauslöst. Damit würde ihre Arbeit doppelt un-
sichtbar: Sie verschwindet nicht nur im Produkt, sondern sie ist 
auch im heimischen Dorf oder in der Stadt nicht wahrnehmbar (s. 
a. Bancarzewski & Hardy 2020). 
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kraft eingespart. So schildern Zabrzynsk und Brzoska 
(2017) die Arbeit eines Leiharbeiters in einem Moto-
renwerk von Toyota nahe Waldenburg:

„Tomek, ein groß gewachsener Mann, Mitte 20, 
hat bis Januar 2016 als Leiharbeiter bei Toyota im 
südpolnischen Wałbrzych gearbeitet. Seine Aufga-
be bestand darin, Aluminium in Form zu gießen. 
Die fertigen Gehäuse musste er im Laufschritt (!) 
ans andere Ende der Werkshalle tragen, bevor die 
Maschine das nächste Stück hergab […]. ‚Es gab 
kein automatisches Laufband, ich musste alles 
von Hand machen. Manche […] Teile von Moto-
ren, wogen zehn Kilo, davon musste ich während 
einer Schicht 200 bis 250 Stück schleppen. Da tat 
einem schon der Rücken weh‘“. 

Diese neo-tayloristischen Arbeitsbedingungen der 
Hetze und Erschöpfung sind dabei offenbar vielfach 
eingebettet in ein hierarchisches und sexistisches Sys-
tem der übergriffigen Kontrolle, Einschüchterung 
und Bestrafung. Übereinstimmend wird berichtet, 
dass Toilettengänge verboten sind, dass fehlerhafte 
Fertigungen durch zwangsweise Überstunden „abge-
arbeitet“ werden müssten, dass gebrüllt und gedroht 
wird. „They treat us like slaves“, sagt ein serbischer 
Arbeiter (Interview 2017). Auch gewerkschaftspoliti-
sche Aktivitäten sehen sich vielfachen Formen ihrer 
Unterdrückung und Verhinderung gegenüber, wobei 
vor allem die Entlassung bzw. ausbleibende Vertrags-
verlängerungen stets im Raum stehen (Konicz 2012).

Sonderwirtschaftszonen stehen also auch in Euro-
pa in scharfem Kontrast zu ihrer vielfachen „Anprei-
sung“ als Wohlfahrt steigerndes entwicklungspoliti-
sches Instrument.15 Sie fördern eine Umverteilung 
öffentlicher Gelder in Form direkter oder indirekter 
Unternehmenssubventionen, sie sind Bestandteil ei-
ner institutionellen Transnationalisierung – die selbst 
eine sozioökonomische Aufspaltung befördert – und 
sie sind zumindest im nach wie vor wesentlichen low-
end Bereich als autoritär-despotische Niedriglohnre-
gimes mit übergriffigen, ungesetzlichen und entwür-
digenden Arbeitsbedingungen angelegt. Eine kritische 
Betrachtung von Sonderwirtschaftszonen macht so 
deutlich, dass, bei aller Verschiedenheit, auch in Eu-
ropa strukturell vergleichbare Probleme bestehen, wie 
sie für den Globalen Süden diskutiert worden sind 
(Scholz 2002). 

15  “The prevailing optimism about the ‚zones‘ influence on 
GDP growth, often presented in official documents and commer-
cial analysis‘ stands in clear contradiction to reports revealing the 
working and living conditions of the zones‘ workforce, where the 
success story [!] of business located inside them is undermined by 
labour exploitation and failure to improve the quality of life for 
the local communities“ (Maciejewska 2012: 95).

4	 Sonderwirtschaftszonen, europäische 
Integration und die Frage nach dem  
Entwicklungsmodell 

Was können wir nun aus den Darlegungen zu Sonder-
wirtschaftszonen schlussfolgern? Ich möchte in mei-
ner Antwort den Schwerpunkt auf zwei Tatbestände 
legen, die meines Erachtens in der öffentlichen, aber 
auch in der kritischen wirtschaftsgeographischen wis-
senschaftlichen Debatte noch mehr Aufmerksamkeit 
verdienen: 

Erstens: Die Problematik der Sonderwirtschafts-
zonen in Europa verweist auf das gegenwärtige polit-
ökonomische Projekt der Europäisierung selbst. Ganz 
offensichtlich folgt dieses einer anderen Logik, als es 
die offizielle Rhetorik eines „sozialen Europas“ vermu-
ten lassen würde. Stattdessen gilt auch in Europa auf 
die Struktur des interspatial competition und der Kon-
stitution sozialräumlicher Ungleichheit als Standort-
vorteil. Entsprechende Politiken der sozialpolitischen 
Deregulierung und sozialräumlichen Konkurrenz 
sind auch für Europa und den Prozess der Europäi-
sierung maßgeblich. Denn einerseits sind in den eu-
ropäischen Verträgen profitorientierte Aktivitäten 
von Kapitaleignern und Investoren als „Grundfrei-
heiten“ länderübergreifend fixiert. Andererseits aber 
sind sozialpolitische europäische Regulierungen seit 
etwa den 1980er-Jahren aus diesen Verträgen expli-
zit ausgeschlossen. Auf diese Weise konkurrieren die 
Nationalstaaten mit ihren ungleichen Arbeits- und 
Steuergesetzgebungen als Wettbewerbsstaaten (Hirsch 
1995) gegeneinander um Investitionen. Räumlich be-
trachtet tun sie dies wesentlich indem sie – wie bereits 
für den Globalen Süden diskutiert – ihre wirtschafts-, 
umwelt- und sozialpolitischen Standards downscalen, 
also flexibilisieren, deregulieren und lokalisieren, und 
so zu glocalizing European competition states werden 
(Brenner 2004). Sonderwirtschaftszonen sind im Sü-
den wie mittlerweile im Globalen Norden paradig-
matische Beispiele für diese glokale Form politischer 
Ökonomie, die privatkapitalistische Profitabilitätsin-
teressen hochskaliert, also räumlich (global) verallge-
meinert, während soziale und ökologische Standards 
sozialräumlich aufgesprengt, fragmentiert werden, 
um, der offiziellen Lesart nach, Wachstum und (so-
zialökologische) Wohlfahrt zu schaffen. Neue, an die 
Sustainable Development Goals angelehnte Proklama-
tionen über die sozialökologisch nachhaltigen Son-
derwirtschaftszonen der Zukunft können aber kaum 
über die Jahrzehnte dokumentierten Folgewirkungen 
dieses Instruments, die sozialräumliche Polarisierung 
und die weitreichende sozialökologische Verwüstung 
hinwegtäuschen. Ohne eine ebenfalls transnationale, 
länderübergreifende Verankerung und eine wirksame 
Durchsetzung sozialökologischer Standards, werden 



Sonderwirtschaftszonen in der globalen und europäischen politischen Ökonomie

17GW-Unterricht 160 (4/2020), 5–21

Normen und Institutionen der sozialen Umvertei-
lung, Solidarität und Gleichheit auch in Europa mas-
siv zurückgedrängt und es werden auch im Globalen 
Norden Dynamiken der Polarisierung, Peripheri-
sierung und sozialräumlichen Exklusion verschärft 
(Scholz 2002). 

Die zweite Schlussbetrachtung knüpft hier an: Wie 
für Irland und Polen diskutiert, können Sonderwirt-
schaftszonen nur auf den ersten Blick als „spaces of 
exception“ angesehen werden (Ong 2006; kritisch 
hierzu Cross 2010; Arnold 2012). Vielmehr zielen 
sie auf die politische Ökonomie insgesamt und die 
(weitere) Durchsetzung des Washington Consensus. 
Diese dezidiert strategische Funktion von Sonder-
wirtschaftszonen wird von ihren Befürworterinnen 
und Befürwortern offen ausgesprochen: Akinci und 
Crittle (2008: 9) formulieren beispielsweise, dass Son-
derwirtschaftszonen Breschen in nationale Regularien 
schlagen sollen, um „new policies and approaches“ 
unter anderem in „legal, labor, and public private 
partnership aspects” voranzutreiben. Sonderwirt-
schaftszonen seien Vorreiter und Test-Laboratorien 
für weitergehende landesweite „Öffnungen und Re-
formen“ (Naumann Foundation 2016: 4; s. a. Moberg 
& Reil 2018).16 Die International Labour Organizati-
on (ILO) reflektiert dieses strategische Moment kri-
tisch, wenn sie davor warnt, dass Sonderwirtschaftszo-
nen zur neuen Normalität zu werden drohen, entgegen 
den eigentlich immer noch geltenden offiziellen Re-
geln, ein raum-zeitlich begrenztes Mittel zum Anstoß 
von „Entwicklung” zu sein (ILO 2014: 69). Mehrere 
Autorinnen und Autoren spitzen diese Kritik zu und 
verstehen Sonderwirtschaftszonen als direkte Vorrei-
ter und Promotoren neoliberaler Umstrukturierung 
(Kerkow & Martens 2010; Maciejewska 2012). 

Die Verallgemeinerung von Sonderwirtschaftszo-
nen in Raum und Zeit hat aber noch einen weiteren 
Aspekt, der unmittelbar zu bildungspolitischen Fra-
gen zurückführt. Denn es stellt sich die Frage, was 
eigentlich unter sozialer und ökonomischer „Ent-
wicklung“ verstanden wird. Faktisch werden in der 
Logik der Sonderwirtschaftszonen sozialökologische 
Standards als hinderlich für Investitionen und ökono-
mische „Entwicklung“ aufgefasst. Ökologische Stan-
dards und soziale Rechte scheinen das auszubremsen, 
was doch allgemein als notwendig propagiert wird: In-
vestitionen und Exporte zu steigern und Arbeitsplätze 
zu schaffen. In diesem Verständnis sind dann große 

16  “The prevailing optimism about the ‚zones‘  influence on 
GDP growth, often presented in official documents and commer-
cial analysis‘ stands in clear contradiction to reports revealing the 
working and living conditions of the zones‘ workforce, where the 
success story [!] of business located inside them is undermined by 
labour exploitation and failure to improve the quality of life for 
the local communities“ (Maciejewska 2012: 95).

Konzerne und die fördernden Wirtschaftseliten also 
die diejenigen, die „Entwicklung” und damit „Wohl-
fahrt“ überhaupt hervorbringen, während die konkre-
ten Arbeits- und Lebensbedingungen des Großteils 
der (arbeitenden) Menschen aus diesem Begriff von 
Wachstum, Produktivität und Wohlfahrt kaum mehr 
eine Rolle spielen, sondern dabei zugleich und im 
Namen von „Entwicklung“ weitreichend angegriffen 
werden17. Dieses Problem ist nicht nur ein theoreti-
sches, sondern ein praktisch (sozial-)politisches: 

„The establishment of SEZs has undermined 
much of the labor rights progress in India for the 
sake of economic growth. The nation has long 
struggled with ensuring universal labor rights, 
especially considering the ubiquitous presence of 
informality, however, the SEZs as zones of excep-
tion are particularly problematic by suggesting 
that labor protections are not conductive to eco-
nomic development” (George 2015: 1; ähnlich 
Cross 2010).

Sonderwirtschaftszonen werden hier direkt sicht-
bar als diskurspolitische wie materiale Neukonzeption 
von „Entwicklung“, aus der – entgegen aller Rheto-
rik – sozialpolitische und ökologische Standards he-
rausoperiert werden. In der Tat sollte der offensive 
Anschluss der Befürworter/innen von Sonderwirt-
schaftszonen an Begriffe der sozialökologischen Nach-
haltigkeit, der sustainable development goals und nicht 
zuletzt der good governance nicht darüber hinwegtäu-
schen, dass die behauptete Steigerung und Verallge-
meinerung gesellschaftlicher Wohlfahrt durch Son-
derwirtschaftszonen seit mehr als 50 Jahren beständig 
in die Zukunft verschoben wird. 18 Politisch werden so 
soziale und ökologische Verheerungen im beständig 
verlängerten Hier und Jetzt sehenden Auges in Kauf 
genommen und legitimiert, wobei – wie gezeigt – eine 
gefährliche Annäherung an jene neoliberale Doktrin 
stattfindet, die auf Vorstellungen sozialer Integration 
und Gerechtigkeit gleich ganz verzichtet oder diese 
als gefährlich, da ineffizient und marktverzerrend, be-

17  Es kann nur am Rande erwähnt werden, dass in diesem 
Zusammenhang auch begriffliche Verdrehungen erfolgen: Der 
ursprünglich von Kritikerinnen und Kritikern der Sonderwirt-
schaftszonen vorangestellte Begriff der „Enklave“ (der das Ausblei-
ben regionaler wirtschaftlicher Vernetzung meinte, s. o.) wird nun 
in der neoliberal-ordnungspolitischen Befürwortung von Sonder-
wirtschaftszonen gewendet, als das Ausbleiben weitergehender 
sog. Strukturreformen (Akinci & Crittle 2008: 9).
18  “SEZs [Special Economic Zones, SH] and large corporations 
are politically advertised as major engines of employment genera-
tion, yet if the jobs created undermine worker’s rights and con-
tribute towards precariousness of livelihoods, it begs investigation 
of who really benefits from utilizing these means to increasing a 
region’s comparative advantage” (George 2015: 4).
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kämpft (Hayek 2011 [1947]). Theoretisch wird „Wirt-
schaft“ so zu einer gleichsam natürlichen Ordnung 
des Marktes, inklusive der vermeintlich unumgehba-
ren Notwendigkeit, national, regional oder auch in-
dividuell bestmöglich gegen andere zu konkurrieren. 
Der Umkehrschluss lautet entsprechend, dass eine 
bildungspolitische Diskussion über Fortschritt, Ent-
wicklung und ein (gutes) Leben für alle – will sie 
mehr sein als freundliches Brainstorming – nicht an 
einer kritischen Auseinandersetzung mit den Struktu-
ren und Machtverhältnissen der glokalen politischen 
Ökonomie vorbeikommt. Dafür müssen, auch das 
sollte dieser Beitrag verdeutlichen, komplexe polit-
ökonomische Zusammenhänge einerseits als immer 
auch alltagsweltliche konkretisiert werden, ohne aber 
andererseits eine abstrahierende kritisch-begriffliche 
globale Betrachtung außen vor zu lassen. Nur wenn es 
gelingt, politische Ökonomie auf allen scales als sozial 
hergestelltes und also prinzipiell veränderbares Phäno-
men zu verdeutlichen, kann die Frage nach einem gu-
ten Leben von der individualisierenden Glücks- und 
„Kompetenz“-Orientierung gelöst und als kollektiv 
anzugehende, gesellschaftliche Angelegenheit sichtbar 
gemacht werden. 
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